
Gemeinsam sind wir stark!
Deshalb: Wenn Sie Beschwerden haben, wenn Sie das Gefühl haben, von den

Politikern im Bezirksrathaus am Wiener Platz nicht gehört zu werden.
Dann kommen Sie zu uns und erzählen Sie uns von Ihren Sorgen. 

Wir überlegen gerne mit Ihnen gemeinsam, wie wir uns wehren können 
und Gehör finden.

Mobil: 0170-58 38 900    E-Mail: ruv@ina-koeln.org

An unsere Mitbürgerinnen
und Mitbürger!

Rettet Mülheim 2020 - Rettet unsere Veedel

V.i.S.d.P.:RuV-Bürgerinitiative »Rettet Mülheim 2020 - Rettet unsere Veedel«, http://rettet-uunsere-vveedel.ina-kkoeln.org
c/o Heinz Weinhausen, Institut für Neue Arbeit, Düsseldorfer Straße 74, 51063 Köln, den 24.04.2012
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Wir sind Mülheimer Bürger und stehen hier seit einigen Wochen fast täglich von 11-13 Uhr
auf dem Wiener Platz, um die Mülheimer Politiker im Wahlkampf mit einigen Fragen zu kon-
frontieren, die uns sehr auf den Nägeln brennen.

Dabei geht es uns um die Umsetzung des Programms Mülheim 2020, mit dem unser
geschundener Stadtteil 40 Millionen Euro aus EU-Mitteln für die Verbesserung der
Infrastruktur, der Bildung und insbesondere für die Schaffung von Arbeitsplätzen erhalten
soll.

Dabei sind wir mit vielen Bürgern ins Gespräch gekommen und haben erfahren, dass  in
Mülheim viele unter der Kaltschnäuzigkeit von Politikern leiden, die auf das Wohl der
Bürger pfeifen und nur ihre eigenen Machtinteressen verfolgen.

-   So kämpfen Bürger am Rendsburger Platz gegen eine
Verkehrslawine von schweren LKWs, die sich aufgrund einer
verfehlten Verkehrsplanung rund um die Uhr an ihren Fenstern
vorbeiwälzt.
-   Kämpfen Bürger in der Buchheimer Straße gegen allnächt-
lichen Krach auf der Straße vor einer veedelsbekannten Kneipe
- Kämpfen Bürger in Buchheim gegen eine aberwitzige
Verkehrsplanung in Zusammenhang mit dem Bau eines
Gymnasiums
-   Fordern Bürger in Buchheim Einblick in die Planung eines
neuen Viertels, die hinter ihrem Rücken und über ihren Kopf hin-
weg von Politikern und Investoren durchgezogen wird.

Allem ist gemeinsam, dass Bürger das von oben verordnete
Schweigen brechen und Ihre Rechte einfordern, vor allem ihr
Recht auf Information und Teilhabe an den Entscheidungen. 


